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Vorwort

Das Zukunftsforum 2030 fand am 24. September 2003 als

Abschlussveranstaltung des Projekts STADT+UM+LAND

2030 Region Braunschweig in Braunschweig statt. 

Im Projektverlauf von April 2002 bis September 2003 fan-

den in drei parallelen Dialogstränge zahlreiche Veranstal-

tungen statt. Im Bürgerdialog erarbeiteten Bürgerinnen

und Bürger der Region Braunschweig ein Bürgergutach-

ten für das Leitbild STADT+UM+LAND 2030 Region

Braunschweig. Der stadt-regionale Dialog bezog Vertre-

terinnen und Vertreter aus Politik, Verwaltung, Wirt-

schaft, Gewerkschaften, Verbänden sowie gesellschaft-

liche Gruppen der Region Braunschweig in den Leitbild-

prozess ein. Den Auftakt des stadt-regionalen Dialogs

bildete im August 2002 die Zukunftskonferenz. Die Teil-

nehmerinnen und Teilnehmer diskutierten Erwartungen

und Wünsche für das Jahr 2030 und mögliche Leitbild-

ansätze. Aus der Zukunftskonferenz gingen die drei the-

matischen Arbeitskreise „Wohnen und Versorgung“,

„Landschaft/Siedlung/Verkehr“ sowie „Arbeitswelt“ her

vor. Jeder Arbeitskreis entwickelte ein thematisches

Leitbild. Der Bilanzworkshop im Juni 2003 führte die Er-

gebnisse der drei Arbeitskreise zu einem gemeinsamen

Leitbild zusammen. Im Expertendialog leisteten die fünf

Teams des interdisziplinären Forschungsverbunds

Grundlagenforschung und bezogen dabei mit Experten-

workshops weitere Wissenschaftler ein.

In allen drei Dialogsträngen wurden Leitbilder erarbeitet,

die auf dem Zukunftsforum 2030 vorgestellt wurden. Die

Teilnehmerinnen und Teilnehmer des Zukunftsforums

entwickelten darauf aufbauend Maßnahmen und Pro-

jekte zur Umsetzung des gemeinsamen Leitbilds

STADT+UM+LAND 2030 Region Braunschweig. Die erar-

beiteten Ergebnisse werden in dieser Broschüre doku-

mentiert.
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Grußwort

Von Hennig Brandes, 

MdL,Vorsitzender des Ausschusses für Regional-

planung des Zweckverbandes Großraum Braunschweig

(ZGB)

Sehr geehrte Abgeordnete, sehr geehrte Bürgermeister,
meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen,

ich darf Sie alle ganz herzlich zum Zukunftsforum 2030
des stadt-regionalen Forschungsprojektes
STADT+UM+LAND 2030 begrüßen. Mehr als 150 Per-
sonen aus den Bereichen Wissenschaft, Forschung, 
Verwaltung, Institutionen und interessierter Öffentlich-
keit sowie Kommunalpolitik haben den Weg zu diesem
Zukunftsforum in die Braunschweiger Stadthalle gefun-
den und möchten an der Ausgestaltung des Leitbildes
STADT+UM+LAND 2030 aktiv mitwirken. Von daher
möchte ich Sie nicht nur begrüßen, sondern mich
gleichzeitig auch für Ihr Engagement bedanken.

Mitte des Jahres 2000 hat die Verbandsversammlung
des ZGB der Teilnahme des Verbandes am Ideenwettbe-
werb „Stadt 2030“ des Bundesministeriums für Bildung
und Forschung zugestimmt. Institute der TU Braun-
schweig, der TU Hannover und das Planungsbüro 
KoRiS haben einen hervorragenden Wettbewerbsbei-
trag erarbeitet, der anerkannt wurde und 1,2 Mio €
Fördermittel des Bundes eingebracht hat. Der ZGB-Bei-
trag war damit unter 100 Bewerbern einer der 21 erfolg-
reichen Teilnehmer. Dadurch konnte das Forschungs-
vorhaben „STADT+UM+LAND 2030 Region
Braunschweig“ finanziert werden.

Bemerkenswert ist, dass durch ihre Arbeit im Rahmen
dieses Forschungsprojektes zum Ausdruck kommt, dass
das Wort „Region“ hier in und um Braunschweig nicht
nur ein geografischer Begriff ist, an den die Vertreter

aus Wirtschaft, Politik und sonstigen gesellschaftlichen
Gruppen und die Menschen, die hier leben, die unter-
schiedlichsten Erwartungen haben. Für mich kommt
vielmehr zum Ausdruck, dass es eine „Region Braun-
schweig“ bereits gibt, die eben mehr ist als ein rein
geografischer Raum. Die „Region Braunschweig“ ist im
Wettbewerb definiert als das Verbandsgebiet des ZGB
mit seinen eigenständigen Verbandsgliedern der drei
Städte Braunschweig, Wolfsburg und Salzgitter und den
fünf Landkreisen Gifhorn, Helmstedt, Wolfenbüttel,
Peine und Goslar. In diesem historisch gewachsenen
Raum mit seinen schönen Landschaften der Heide, des
Braunschweiger Hügellandes und des Harzes leben 
1,2 Mio Menschen auf 5000 qkm Fläche mit viel wirt-
schaftlichem, kulturellem und natürlichem Potenzial. 

Wo liegt nun der Nutzen des Forschungsvorhabens
„STADT+UM+LAND 2030 Region Braunschweig”?
Zunächst werden die zu erwartenden Entwicklungspro-
zesse eingeschätzt, der demographische Wandel, die 
Alterung der Bevölkerung, der Einwohnerrückgang, die
Abnahme der Erwerbstätigen, die Stadtschrumpfung
und die Verschärfung der kommunalen Konkurrenzen
als Standort für Einwohner, Ansiedlungen usw. In dem
Wissen, dass sich diese Prozesse nicht aufhalten lassen
zielt die Studie in einem zweiten Schritt darauf ab, ge-
eignete „Anpassungsstrategien“ herauszuarbeiten, um
unsere „Lebenswelt von morgen“ für die Menschen in
der Region Braunschweig so lebenswert wie möglich zu
gestalten. Zu meiner Überraschung herrscht weitgehen-
de Einigkeit über die Einschätzung unerwünschter Ent-
wicklungen, die Notwendigkeit darauf reagieren zu
müssen und über mögliche Anpassungsinstrumente
wie kommunale Kooperationen, Anreizsysteme und
letztlich einen ordnungsrechtlichen Rahmen. Wunsch
und Wirklichkeit liegen dann aber oft doch nicht so 
nahe beieinander, dies ist zumindest meine politische
Erfahrung. Wir haben auch hier kein Erkenntnis- 
sondern mehr ein Umsetzungsproblem.

„STADT+UM+LAND 2030” regt neben dem Tagesge-
schäft zum Nachdenken an, über unsere „Lebenswelt
von morgen“. Ich wünsche mir, dass die Ergebnisse
dieses Forschungsvorhabens in künftige Entschei-
dungsprozesse in der Region Braunschweig mit ein-
fließen und ich lade Sie ein, daran mitzuwirken, dass
unsere Region dadurch näher zusammenrückt und so-
mit noch stärker und zukunftsfähiger wird.
Herzlich willkommen und nochmals ein besonderer
Dank denen, die mit viel Fleiß und Engagement an die-
sem Projekt mitgewirkt haben.
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Grußwort - STADT+UM+LAND 2030.

Perspektiven für Niedersachsen

Ministerialdirigent Henning Binnewies, 

Niedersächsisches Ministerium für den 

ländlichen Raum, Ernährung, Landwirtschaft 

und Verbraucherschutz

Zurzeit beschäftigt der demographische Wandel 
scheinbar alle - wenn man das daran misst, wer sich
mit den Themen Bevölkerungsrückgang, Alterung, 
Zuwanderung bis hin zu Renten und Kosten der öffent-
lichen Daseinsvorsorge befasst. 
Aber selten gehen die Überlegungen so weit in Details
und in Konsequenzen, wie es diese Region mit dem
Projekt STADT+UM+LAND 2030 begonnen hat. Das 
Engagement und die Art und Weise, wie die Auswirkun-
gen der demographischen Entwicklung aufgearbeitet
und im Rahmen zukunftsfähiger Leitbilder zur Diskus-
sion gestellt wurden, ist nicht nur positiv herauszustel-
len, sondern als wegweisend zu bezeichnen. 

Das Projekt STADT+UM+LAND 2030 ist als Forschungs-
verbund mit vielen unterschiedlichen Experten und
Ausrichtungen angegangen worden und so muss dieser
Prozess auch weitergeführt werden. Nur in kommunaler
und regionaler Verantwortung können unter den viel-
schichtigen Gesichtspunkten gemeinsame und trag-
fähige Lösungen für Schrumpfungs- und Anpassungs-
prozesse mit und für die Bürgerinnen und Bürger ent-
wickelt und umgesetzt werden. Das schrittweise Vorge-
hen mit der Zukunftsperspektive 2030 hilft, frühzeitig
die Antworten auf die gestellten Zukunftsfragen zu
klären, ob die Region richtig aufgestellt und sich ihrer
Entwicklungschancen und -risiken bewusst ist.

Der demographische Wandel ist von drei großen Ent-
wicklungen gekennzeichnet: Bevölkerungsabnahme, 
Alterung und Internationalisierung der Bevölkerung.
Dass der demographische Wandel eine der wesent-
lichen Herausforderung für unsere Gesellschaft und für
die Entwicklung aller Regionen ist, steht außer Zweifel.
Denn die demographische Entwicklung wird auf alle 
gesellschaftlichen Bereiche Einfluss haben: Auf den
Wohnungs- und Arbeitsmarkt, auf die Infrastruktur und
die Finanzsituation der öffentlichen Hand, auf die Ver-
sorgungsstrukturen, vom Einzelhandel bis zur Alten-
pflege, und damit auf viele Wirtschaftsbereiche und
natürlich auf das gesellschaftliche Miteinander. Alle 
Politikfelder sind gefragt und gefordert. 

Für die öffentliche Daseinsvorsorge ergeben sich damit
eine Reihe von Bewertungsfragen und Anpassungser-
fordernissen. Denn 
• der Bevölkerungsrückgang führt zu generellen Trag-

fähigkeitsproblemen bei Öffentlichem Verkehr, 
Handel und Dienstleistungen, sozialer und kultureller 
Infrastruktur, Energie- und Wasserversorgung.

• die alternde Gesellschaft erhöht generell die Nach-
frage nach altengerechten Infrastrukturen.

• die Altersstrukturverschiebungen bewirken starke 
Schwankungen beim altersspezifischen Infrastruktur
bedarf und erschweren dessen kontinuierliche Pla-
nung.

• die Internationalisierung erfordert Einrichtungen 
und Geld für Integrationsaufgaben, insbesondere in 
Stadtregionen.

• die Suburbanisierung führt in einigen Räumen zu 
einem Nebeneinander von Kernstädten mit Unter-
auslastung von Infrastruktur und Umlandkreisen mit 
Neubedarf.

In diesen Sachzwängen liegt allerdings auch die Chance
- bei realistischer Einschätzung der unabweislichen Ent-
wicklungstrends sowie einer frühzeitigen Strukturan-
passung und konsequenten Koordination zeitlicher und
räumlicher Maßnahmen - tragfähige und sozialverträg-
liche Umbau- und Entwicklungsprozesse anzustoßen,
die ihrerseits neue Perspektiven eröffnen.

Dies setzt aber auch eine Bewusstseinsänderung vor-
aus. Künftig darf die Schließung oder Zusammenle-
gung von Einrichtungen nicht mehr mit dem Stigma
des „Verlierers” verbunden werden. 
Im Gegenteil, sie ist positiv zu bewerten, als Anpas-
sungs- und Selbststeuerungskompetenz von Regionen
und Gemeinden. Dies gilt vor allem dann, wenn solche
Maßnahmen auf einem gemeinsamen Konsens in der
Beurteilung der Handlungsmöglichkeiten und auf ge-
meinsamen Entwicklungszielen beruhen. 
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Regionen und Kommunen werden nicht umhin kom-
men, gemeinschaftlich die Frage
• nach den Beurteilungsmaßstäben für eine ange-

messene Versorgung,
• nach der Notwendigkeit für die Überprüfung räum-

lichen Einzugsbereiche öffentlicher Einrichtungen,
• nach den Erfordernissen, die bestehenden Organi-

sationsstrukturen anzupassen,
• und nach dem Umgang mit steigenden Infrastruktur

kosten und -belastungen
zu beantworten und daran Entscheidungen zu knüpfen.
Deshalb sehe ich einen großen Nutzen aus dem Projekt
STADT+UM+LAND 2030 vor allem in der Bewusstseins-
bildung und der Vermittlung von Entwicklungsbedin-
gungen als Voraussetzung für mögliche Reaktionen.

Wenn sich eine Region mit den Zukunftsfragen regiona-
ler und kommunaler Entwicklung so grundlegend aus-
einander setzt, wie es diese Region tut, heißt dies, dass
sie sich einen Vorsprung erarbeitet hat und eine solide
Basis im gemeinsamen Handeln und Entscheiden 
geben will. Dies wird sich für die gesamte Region mit
ihren Kommunen positiv auswirken und die Zusam-
menarbeit in wichtigen und besonders kostenträchtigen
Bereichen verbessern. 

Die demographischen Entwicklungen lösen zwar Zwang
zur Kooperation und Abstimmung aus, aber bekanntlich
lassen sich gute Kooperation und frühzeitige Abstim-
mung nicht erzwingen, sondern nur auf der Grundlage
eines fairen Interessenausgleich und gemeinsamer 
Ziele erfolgreich gestalten. 

Die Raumordnung und Landesentwicklung wird dazu
ihre Kernkompetenzen anbieten. Auf Landesebene
heißt das:
• Koordinierung gegenüber den Fachressorts unter 

Einbeziehung der Interessen der Regionen. Hierzu 
hat die Landesregierung unter Federführung des 
Landwirtschaftsministeriums einen interministeriel-
len Arbeitskreis „Landesentwicklung und ländliche 
Räume” eingerichtet, der auch die Konsequenzen 
des demographischen Wandels bei allen Erörterun-
gen mit zu bedenken hat. 

• Sensibilisierung für die veränderten Entwicklungs-
bedingungen, für die Strukturschwächen und 
-stärken der niedersächsischen Regionen. Hierzu 
wird z. Zt. ein Regionalmonitoring aufgebaut und 
wird durch Veranstaltungen und Förderung modell-
hafter Lösungen den Regionen Hilfestellung ge-
geben.

• Eine Reform der staatlichen Mittelebene mit dem 
Ziel, die kommunale Verantwortung zu stärken, die 
regionalen Kompetenzen zu fördern. Davon wird 
auch das Verhältnis zwischen den Planungsebene 
nicht unberührt bleiben. Für eine funktionierende 
Landesentwicklung wird das Zusammenspiel von 
Raumplanung und Landes- und Regionalentwicklung
auf allen Ebenen (Land, Region, Gemeinden) ent-
scheidend sein. Der regionalen Planungsebene wird 
auch mehr Initiativ-, Moderations- und Koordina-
tionsleistung abverlangt werden.

Ich bin sicher, dass sich die Region Braunschweig für
die Zukunft gut aufstellen wird. Ob es die Initiativen zur
Wirtschafts- und Arbeitsmarktentwicklung, zum Regio-
nalmarketing, zur Umsetzung des ÖPNV-Konzeptes
oder zur Sicherung der Nahversorgung durch abge-
stimmte Einzelhandelsentwicklung ist: alle diese Initiati-
ven deuten darauf hin, dass die Region Braunschweig
bereits Handlungsstrukturen und Netzwerke für Ko-
operation und breit getragene Entscheidungen und 
konkrete Entwicklungsmaßnahmen hat und diese wei-
ter ausbauen wird. 

Vielen Dank.
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Grußwort

Von Wolfgang Zwafelink, 

Stadtbaurat Stadt Braunschweig

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

die Beschäftigung mit den Entwicklungsperspektiven
der Städte und ihres Umlandes bis zum Jahr 2030 ist in
einer polyzentrisch strukturierten und vom demographi-
schen und wirtschaftlichen Strukturwandel betroffenen
Region wie dem Großraum Braunschweig eine ebenso
spannende wie notwendige Aufgabe mit teilweise 
diametral verlaufenden Entwicklungslinien.

So wird z. B. die Bevölkerungszahl der Region abneh-
men. Zugleich ist mit einer weiteren Siedlungsentwick-
lung – wünschenswerterweise in den zentralen Orten –
zu rechnen. Damit stellt sich für die Region die Frage:
Kann man schrumpfen und gleichzeitig qualitativ wach-
sen? Hierzu wurden in zahlreichen Arbeitskreisen Über-
legungen angestellt, Machbares und Wünschenswertes
formuliert und mögliche Leitziele entwickelt.

Die Rahmenbedingungen unseres Handels haben sich
in der Vergangenheit verändert und unterliegen abseh-
bar einer sich noch beschleunigenden Veränderung. Die
Handlungsspielräume jedes einzelnen Akteurs nehmen
ab, während der Handlungsdruck – wenngleich bei dem
einen oder anderen in unterschiedlicher Ausprägung –
stetig steigt. Auf vielen Feldern der Regionalentwick-
lung entstehen Herausforderungen, die sich vermutlich
nur durch engere Kooperationen erfolgreich bewältigen
lassen.

In diesem Sinne muss die weitere Entwicklung der 
Region Braunschweig nicht zuletzt auch vor dem Hinter-
grund einer globalisierten Wirtschaft und einem Europa
der Regionen betrieben werden.

Ich meine, dass in unserer Region bereits einige erfolg-
versprechende Kooperationen auf den Weg gebracht
sind bzw. derzeit vorbereitet werden. Zu nennen sind
hier z. B. die interkommunale Entwicklung von Gewer-
begebieten wie auch das regionale Einzelhandels-
konzept, das die Versorgungs-, Planungs- und Investi-
tionssicherheit stärken wird.

Im Wettbewerb der Regionen ist die Außen- wie auch
die Innenwahrnehmung der Region Braunschweig von
besonderer Bedeutung. Mit der Regionalmarketing
GmbH und der Bewerbung Braunschweigs und der 
Region als Kulturhauptstadt 2010 werden Projekte auf
den Weg gebracht, mit denen die endogenen Potenziale
unseres Raums entwickelt und nutzbringend eingesetzt
werden können.

Mit dem Projekt STADT+UM+LAND 2030 ist immerhin
ein Diskussionsprozess eingeleitet worden. Projekte mit
Signalwirkung müssen dem folgen. Dass der Bundesab-
schlusskongress des Projekts „Stadt 2030” heute und
morgen in Braunschweig stattfindet, wird der inner-
regionalen Zusammenarbeit weitere Impulse verleihen.
Die Stadt Braunschweig möchte und wird sich an einer
weiteren Umsetzung von STADT+UM+LAND 2030 betei-
ligen, um die quantitative und qualitative Entwicklung
der Region zu stärken.

Packen wir es an – am besten noch heute!



Gestaltung im 

demographischen Wandel – 

Impulse und Ideen für die Region

Braunschweig

Nach der Begrüßung durch den ZGB, die Stadt Braun-
schweig und das Land Niedersachsen präsentierten Ver-
treterinnen und Vertreter des stadt-regionalen Dialogs,
des Bürger- und des Expertendialogs die erarbeiteten
Leitbilder des Projekts STADT+UM+LAND 2030 Region
Braunschweig. Diese Leitbilder sind in Heft 7 der Bei-
träge zu STADT+UM+LAND 2030 Region Braunschweig
ausführlich dargestellt.

In drei Workshops wurden den Teilnehmerinnen und
Teilnehmern des Zukunftsforums 2030 zunächst gute
Beispiele, die in der Region Braunschweig bereits heute
existieren, vorgestellt. Anschließend überlegten sie,
welche Maßnahmen wie, von wem und in welchem
Zeitraum angegangen werden sollten, um das Leitbild
STADT+UM+LAND 2030 Region Braunschweig zu ver-
wirklichen. Im Folgenden werden die Beispiele und die
Arbeitsergebnisse der Workshops dargestellt.

Workshop „Jung und Alt - aktiv und mobil”

Impulsreferat Mehrgenerationen-Wohnen

Frau Raeder (Landkreis Peine)

In der Kreisverwaltung des Landkreises Peine gehen 
engagierte Frauen - die Frauenbeauftragte und der
Fachdienst Bauordnung/Raumordnung - das Thema
„Demographischer Wandel – Intergeneratives Wohnen“
im Landkreis intensiv an. Das Thema wurde bereits in
zwei Zukunftswerkstätten unter den Titeln „Frauenge-
rechte Baugebiete“ und „Unser Dorf soll schöner 
werden, unser Dorf hat Zukunft – Frauen gestalten ihr
Lebensumfeld“ bearbeitet.

Ein Ergebnis dieser Werkstätten war der Wunsch von
Frauen, für Groß Lafferde ein Mehrgenerationenhaus zu
schaffen mit gemischtem Wohnen von jung und alt, ge-
genseitiger Hilfe und Betreuungsangeboten, kombiniert
mit einem Dienstleistungszentrum, in dem es ein Café
und Einkaufsmöglichkeiten gibt. An der Planung diese
Mehrgenerationenhauses wird seitdem gearbeitet. Das
Ideal ist nicht die Großfamilie, sondern eine gut funktio-
nierende Nachbarschaft.

Der Landkreis Peine versteht sich als Moderator derarti-
ger Prozesse, der für Ideen und Anregungen sorgt und
eine Plattform für Kommunikationsprozesse bereit
stellt. Nach seiner Ansicht bieten auch die ländlichen
Siedlungen gute Chancen, das Mehrgenerationenwoh-
nen in moderner Form zu verwirklichen. Als nächster
Schritt ist eine Veranstaltung mit den Gemeinden ge-
plant mit Themen wie z.B. „Die demographische Ent-
wicklung im Landkreis Peine” und „Welche Handlungs-
strategien sind zukünftig erforderlich?”. Die Arbeits-
gruppe „Zukunftsentwicklung der Gemeinde Edemis-
sen” wird ihr Vorgehen zu diesem Thema erläutern.

Impulsreferat

Bürgerstiftung Goslar

Herr Rieck 

(Geschäftsführer 

Bürgerstiftung Goslar)

Die 1999 gegründete Bürgerstiftung Goslar1 verfolgt
das Ziel, zur Stärkung und Sicherung sozialer, kulturel-
ler und gemeinschaftsfördernder Belange im Raum
Goslar beizutragen. Auslöser für die Gründung der 
Bürgerstiftung war der Wunsch nach Gestaltungsmög-
lichkeiten des öffentlichen Lebens vor dem Hintergrund
der rückläufigen Förderung sozialer Projekte durch die
öffentliche Hand. Wichtig ist es der Stiftung, als erwei-
tertes Angebot sozialer Infrastrukturförderung wahr-
genommen zu werden und nicht als Schattenhaushalt
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1 Hinter der Bürgerstiftung steht die Idee einer breiten finanziellen Stiftungsbasis durch die Bürgerschaft für einen gemeinnützigen Zweck, d.h. viele Menschen stiften kleine Beiträge,
die zusammen das Stiftungskapital bilden, das für die Interessen der Bürgerschaft eingesetzt wird, nach dem Prinzip „Bürger für Bürger”.



der Kommune, der ehemals öffentliche Aufgaben auf-
grund leerer Kassen übernimmt. Entsprechend breit 
gefächert ist der Aufgabenbereich: Bildung, Erziehung,
Wissenschaft sowie Kriminalprävention und Sport sind
ebenso satzungsgemäße Ziele der Bürgerstiftung wie
Kunst, Kultur und mildtätige Zwecke. Der Hauptarbeits-
bereich der Stiftung liegt in der Koordination und Ver-
teilung der finanziellen Mittel – für die Entwicklung 
eigener Projekte fehlen noch personelle Kapazitäten.
Dennoch gibt es viele Ideen und Projekte, die von der
Bürgerschaft an die Stiftung herangetragen werden und
die ohne die finanzielle Förderung durch die Stiftung in
ihrer bestehenden Form nicht existieren könnten. 
Beispielhaft seien an dieser Stelle die Co-Finanzierung
des Waldkindergartens genannt, der Ersatz eines Klein-
busses für die Jugendpflege sowie die finanzielle 
Förderung des theaterpädagogischen Unterrichts der
Stadt Goslar. Die Organisation wird von sieben ehren-
amtlichen Mitarbeitern in Form eines Stiftungsrates 
geleistet, der über die an die Stiftung herangetragenen
Projekte bezüglich ihrer Förderfähigkeit entscheidet. 

Ergebnisse des Workshops „Jung und Alt - aktiv

und mobil”

Die folgenden Maßnahmen wurden von den Teilnehme-
rinnen und Teilnehmern des Workshops “Jung und Alt -
aktiv und mobil” in Bezug auf das weitere Vorgehen dis-
kutiert. Die an Stellwänden dokumentierten Diskussi-
onsergebnisse des Workshops sind in den Abbildungen
auf Seite 11 -13 dargestellt. 

Intergenerative Projekte und innovative Wohnprojekte

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer des Workshops
„Jung und Alt - aktiv und mobil” sehen als wichtige
Maßnahmen für das Zusammenleben von Alt und
Jung, intergenerative Projekte und innovative Wohn-
projekte. Dabei soll auch auf die soziale Mischung im

Viertel und auf die Größe der Quartiere geachtet 
werden. Als wichtig angesehen werden bedarfsgerech-
te Grundrisse von Wohnungen und Häusern und ein 
bedarfsgerechtes Wohnumfeld. Es sollte „Dorfplätze”
geben, auf denen man sich begegnen und sich austau-
schen kann, so dass das Quartier Lebensmittelpunkt
wird. 
Damit derartige Projekte umgesetzt werden können,
müssen Wohnungsbauunternehmen zusammen mit
Kommunen und Kreisen eine entsprechende Architek-
tur entwickeln und realisieren und die Kommunen Pilot-
projekte fördern. Dies sollte partnerschaftlich gesche-
hen, indem Planung, Kommunen, Investoren, Bau-
herren sowie Bürgerinnen und Bürger zusammenarbei-
ten. Weiterhin müssen staatliche Rahmenbedingungen
geändert oder erhalten werden, um z.B. Spielplätze im
Quartier zu sichern. Die Umsetzung all dieser Ideen 
sollte sofort beginnen, denn die Konzepte bestehen 
bereits.

Angebot von Sprachkursen für ausländische Eltern 

und Kinder

Eine weitere wichtige Maßnahme ist das Angebot von
Sprachkursen für ausländische Eltern und Kinder zur
besseren Integration.

Nahversorgung und Nachbarschaftshilfe

Auch die Sicherung der Nahversorgung ist für das Zu-
sammenleben von Alt und Jung wichtig, insbesondere
für die Älteren. Hierfür kommen sowohl „Tante-Emma-
Läden” als auch das Internet oder mobile Dienste in
Frage. Die Versorgung der Älteren könnte auch über 
ehrenamtliche Dienste geschehen. Einige Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer schlugen vor, die Versorgung 
mittels Nachbarschaftshilfe durchzuführen. Für die 
Organisation sollte auf bestehende Strukturen und 
Organisationen zurückgegriffen werden, da diese als
Multiplikatoren funktionieren können. Anbieten würden
sich hier Wohlfahrtsverbände, die Bürgerinnen und 
Bürger gut erreichen. Die Umsetzung sollte ab sofort
beginnen, damit die Strukturen sich möglichst bald 
etablieren können und zu einem Selbstläufer enwickeln.
Die Nachbarschaftshilfe könnte auch als Tauschring 
organisiert werden. Durch den Austausch von Dienst-
leistungen erleben die Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer, dass ihre Arbeit und Hilfe etwas wert ist.

Kinderbetreuung

Die Kinderbetreuung soll gesichert werden, indem in
den Betrieben Kinderbetreuung angeboten wird und die
Kommunen kostenlose Kinderbetreuung anbieten. Die
Kinderbetreuung im Betrieb sollte dabei vom Arbeitge-

9

Z U K U N F T S F O R U M  2 0 3 0



ber organisiert werden, während die Arbeitnehmer 
finanziell dafür aufkommen. Die kostenlose Kinderbe-
treuung wird kommunal finanziert.

Mobilität

Um neue ÖPNV-Angebote entwickeln zu können und
den Verkehr umweltgerechter zu gestalten, sollte nach
Meinung der Teilnehmerinnen und Teilnehmer so
schnell wie möglich untersucht werden wie das Ver-
kehrsverhalten in der Region überhaupt aussieht. Die
Bedürfnisse von heute sollen ermittelt werden und 
Prognosen für morgen bzw. 2030 erstellt werden. Dies
sollte durch die öffentliche Hand, wissenschaftliche 
Institute und Büros geschehen. Im Rahmen des For-
schungsfeldes „Mobilitäts-Stadt-Region 2030” sind 
erste Untersuchungen dieser Art bereits durchgeführt
worden, die nun in der Region bekannt gemacht und in
die Umsetzung des Projekts STADT+UM+LAND 2030
einfließen müssen.
Die ÖPNV-Angebote sollen an die Bedürfnisse ange-
passt werden, indem die Größen der Transportmittel
angeglichen werden und es einfache und einprägsame
Verbindungen gibt. 
Für alle Verkehrsträger soll es neue Konzepte geben, bei
denen der öffentliche Verkehr sowie Rad- und Fußver-
kehr Vorrang haben. Für den Radverkehr soll das Wege-
netz erneuert und erweitert werden und die Verknüp-
fungspunkte mit dem ÖPNV verbessert werden. Z.B.
sollte es mehr Bike&Ride-Möglichkeiten geben und das
Fahrrad in der Bahn mitgenommen werden können.
Auch beim Fußwegenetz sollte auf Übergangsmöglich-
keiten zu anderen Systemen geachtet werden.
Zuständig für diese Verbesserungen der Struktur ist
nach Ansicht der Teilnehmerinnen und Teilnehmer die
öffentliche Hand. Für die Umsetzung, die so schnell wie
möglich geschehen sollte, sind die ÖPNV-Träger und
die Kommunen verantwortlich.

Ehrenamt in der Region

Das Ehrenamt soll nach Meinung der Teilnehmerinnen
und Teilnehmer gestärkt werden, indem es Anerken-
nung durch die Öffentlichkeit und vor allen Dingen
durch die Kommunen erfährt. Ein positives Beispiel
hierfür ist der Salzgitterbrief, durch den engagierte 
Jugendliche ausgezeichnet werden. Weitere Möglich-
keiten sind z.B. Feste für Ehrenamtliche durchzuführen,
sie öffentlich zu ehren und ihre Projekte stärker an die
Öffentlichkeit zu bringen. Auch Aufwandsentschädigun-
gen sind hier ein wichtiger Beitrag zur Anerkennung 
ehrenamtlicher Leistungen. Weiterhin besteht die 
Möglichkeit, dass die Stadt Verwaltungstätigkeiten für
ehrenamtliche Projekte übernimmt.

Die Stärken der Bürger sollten nach Meinung der Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer im Ehrenamt gefördert
werden. Hemmschwellen müssen abgebaut und es
muss deutlich gezeigt werden, dass jeder helfen kann,
und es nicht auf bestimmte Qualifikationen ankommt. 
Die Teilnehmenden meinen, dass die Kommunen 
Möglichkeiten aufzeigen sollten, wo man als Bürger
mitarbeiten kann. Die Bürgerinnen und Bürger sollten
bei öffentlichen Abläufen beteiligt bzw. integriert und in
öffentliche Entscheidungen eingebunden werden. 
Wichtig ist dabei, dass dies keine Alibifunktion hat, son-
dern die Bürgerinnen und Bürger ernst genommen wer-
den. So kommt es zur Identifikation von Bürgerinnen
und Bürgern mit ihrer Kommune. 
Zwischen Politik und Verwaltung muss stärker kommu-
niziert werden, um Bürgerinnen und Bürger konsequent
einzubeziehen. Auch Ratsmitglieder sollten sich aktiv
für Bürgerengagement einsetzen. Die Kommunen und
Verbände sollen Bürgerstiftungen initiieren. 
Eine weitere Idee ist Bürgerforen als festen Bestandteil
von Planungs- und Entscheidungsgremien einzurichten.
Fachkundige Bürger sollten verstärkt in Ausschüsse ein-
gebunden werden.
Um das Ehrenamt auf regionaler Ebene zu intensivieren
schlagen die Teilnehmenden vor, eine regionale Agen-
tur für ehrenamtliches Engagement einzurichten, so
dass das Ehrenamt seinen Weg über „Dorfgrenzen”
hinaus findet. Bei den Verwaltungen könnte es hierfür
eine Liste mit Ansprechpartnern geben.
Umgesetzt werden sollten diese Maßnahmen sofort,
damit das Ehrenamt in der Region möglichst bald einen
höheren Stellenwert erhält.
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Arbeitsergebnisse der Kleingruppen im Workshop „Jung und Alt - aktiv und mobil”

Was?

• Intergenerative Projekte

• Innovative Wohnpro-

jekte, z.B. Mehrgenera-

tionen-Wohnen und 

Altersgerechtes Woh-

nen

• Soziale Mischung im 

Viertel

• Bedarfsgerechte Grund-

risse, bedarfsgerechtes 

Wohnumfeld

• Alternative Wohn-

formen nicht nur für 

Familien/Senioren

• Angebot von Sprach-

kursen für Eltern und 

Kinder

• Kinderbetreuung

• Nahversorgung

Wie genau?

• Bedürfnisgerecht (Archi-
tektur) (Altersstruktur)

• Öffentliche 
Förderung/Steuerung

• BürgerInnenengagement
• Moderation, Begleitung
• Unterschiedliche Miet- und

Kaufniveaus (soziale 
Durchmischung)

• Gemeinbedarfsflächenan-
teil (Dorfplatz) erhöhen

• Kindergarten /-betreuung 
im Betrieb/im Haus

• kostenlose Kinderbetreu-
ung

• Tante Emma und Internet
• Ehrenamtliche Dienste
• Mobile Dienste

• Qualifizierte hochwertige 
Beratung fürs Studium

• Aufnahmetests fürs 
Studium

• Finanzierung über kosten-
pflichtige Hochschulaus-
bildung 

Wer?/ Mit wem?

• Wohnungsbauunterneh-
men zusammen mit 
Kommunen und Kreisen

• Pilotprojekte durch 
Kommunen initiiert und 
finanziert

• Staatliche Rahmen-
bedingungen

• Kommune 
Investoren
Planer/ Bauherren
Baugemeinschaften

• Arbeitgeber (organisa-
torisch) und Arbeitneh-
mer (finanziell)

• kommunal finanziert

Bis wann?

• Konzepte bestehen,
Umsetzung ab sofort
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Was?

• Versorgung

• Nachbarschaftshilfe

• Gesellschaftliche 

und regionale Jugend-

förderung

• Kulturförderung ins-

besondere für Kinder

• Wie sieht das Verkehrs-

verhalten aus (beson-

dere Gegebenheiten)

• Neue ÖPNV-Angebote, 

z.B. Bürger-Bus

• Radverkehr 

(Förderung), Modal 

Split 30%

Wie genau?

• Tauschring
• Strukturen, die funktionie-

ren, als Initiatoren
• Gefahren: Schwarzarbeit, 

Bürokratie, Rechtssicher-
heit, Haftung

• Öffentlichkeitsarbeit
Suchender <-> Anbieten-
der Vermittlung

• Die Kommunen/ Verbände 
sollen Bürgerstiftungen in 
den Regionen initiieren

• Kostenneutrale Bürgerstif-
tungen gründen

• Selbstläufer
„Meine Arbeit/ Hilfe ist 
was wert“

• Arbeit/Hilfe wird gewürdigt

• Erhebungen
-> Analyse, Defizite

• Prognose 2030

• Differenzierte wirtschaftli-
che Bedienungsangebote 
im ländlichen Raum

• Transportgefäße (Nutze-
raffine)

• Einfache, zuverlässige, ein-
prägsame Verbindungen

• Netzgestaltung
Lückenschlüsse
Erhaltung

• Radwege zu allen 
Schienenhalten

Wer?/ Mit wem?

• Wohlfahrtsverbände, 
Jugendhilfe, Bürger
=> kommunale Netz
werke

• Kommunen und 
Verbände

• Bürger und Firmen 
(„Engagement ist cool“)

• Öffentliche Hand
• Institute
• Büros

• Betreiber, ZGB, Kommu-
nen und Bürgergruppen

• Betreiber, ZGB, Kommu-
nen und Bürgergruppen

Bis wann?

• Ab sofort 
(Etablierung, Anpas-
sung fortlaufend)

• So schnell wie 
möglich

• So schnell wie 
möglich

• So schnell wie 
möglich
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Was?

• Fußwegenetz

• Verknüpfung der 

Verkehrsarten, 

z.B. Park&Ride und 

Bike&Ride

• Anerkennung für 

engagierte Bürger, z.B. 

Öffentlichkeit für Pro-

jekte, finanzielle und 

organisatorische Unter-

stützung

• Regionale Agentur für 

ehrenamtliches Engage-

ment

• Bürgerforen, z.B. als 

fester Bestandteil von 

Planungs- und Entschei-

dungsgremien

Wie genau?

• Ausreichende Breiten, kein
Zuparken

• Kurze Wege zu ÖPNV-
Haltepunkten

• Fahrradabstellung an allen
Schienenhalten

• Beachten der Belange
mobilitätseingeschränkter 
Personen

• Verknüpfungspunkte 
neuen Typs

• „Salzgitterbrief“ engagier-
te Jugendliche werden 
hervorgehoben

• Übernahme von Verwal-
tungstätigkeit -> Stadt

• „Öffentlichkeit“ herstellen
• Keine „Scheinfunktion“

• Liste der Ansprechpartner 
bei Verwaltung

• Kosten sollen übernom-
men werden -> Aufwands-
entschädigung

• Private „Stärken“ nutzen 
und annehmen

• „Fest“ für Ehrenamtliche
• Gefragt auch ohne „Quali-

fikation“
• Keine Eifersucht
• Ehrenamt über Dorf-

grenzen

• Rechenschaft ablegen
• Für und Wider diskutieren

Wer?/ Mit wem?

• Betreiber, ZGB, Kommu-
nen und Bürgergruppen

• Betreiber, ZGB, Kommu-
nen und Bürgergruppen

• Kontakt mit Vertretern 
von Verwaltung -> Bür-
germeister etc.

• Ansprache politischer 
Parteien -> Ratsmit-
glieder etc.

• Fachkundige Bürger in 
Ausschüsse

• Ingenieurbüro für Ab• 
wicklung

• Gefragt sind alle von 
„oben“ nach „unten“ 
und umgekehrt

Bis wann?

• So schnell wie 
möglich

• So schnell wie 
möglich

• Sofort

• Sofort

• Sofort

Keine Verlierer > in der Bilanz gewinnen alle



Workshop „Raum und Struktur - haushalten und

entwickeln”

Impulsreferat 

Kooperationsvertrag 

zwischen der Stadt

und dem Landkreis

Goslar 

Frau Jahn-Fiedler 

(Stadt Goslar)

Der Kooperationsvertrag zwischen dem Landkreis und
der Stadt Goslar verfolgt einen weit reichenden Ansatz.
Beide Partner streben eine vertraglich geregelte Zusam-
menarbeit an, die zur Verbesserung der Bürgerorientie-
rung und der Dienstleistungsqualität sowie zu Kosten-
einsparungen führen soll. Die Kooperation besteht auf
formeller Ebene seit Anfang 2003 und erstreckt sich
zunächst auf die Organisation des Versicherungssamtes
und der Schülerbeförderung sowie den Bereich ge-
meinsamer Ausschreibungen bzw. Beschaffungsmaß-
nahmen. In Vorbereitung ist die Kooperation in den 
Bereichen Verkehr bzw. Fahrlehrerwesen, die Organisa-
tion gemeinsamer Bürgerbüros und Ausländerbehör-
den sowie die Abstimmung einer Mischfinanzierung.
Die Zusammenarbeit führt zu Kosteneinsparungen und
einer erhöhten Orientierung an den Bürgerinnen und
Bürgern. Modellcharakter weist diese Kooperation in
Umfang und Intensität der Zusammenarbeit zwischen
der Kommune und dem Landkreis auf. Die „Strahlkraft”
der Zusammenarbeit weist bereits über die Kreisgrenze
hinaus, so dass die Anfragen nach Koordination und
Umsetzung einzelner Kooperationsfelder, wie die ge-
nannten Bürgerbüros, Behörden etc., anderer Kommu-
nen und Landkreise zunehmen.

Impulsreferat 

Interaktiver Land-

schaftsplan Königs-

lutter 

Frau Meiforth 

(Stadt Königslutter)

Die Stadt Königslutter bietet ihren Bürgerinnen und
Bürgern seit 2002 die Möglichkeit, sich aktiv in den Auf-
stellungsprozess des Interaktiven Landschaftsplans ein-
zubringen.2 Das Internet dient hierzu als Informations-
plattform sowohl für die Inhalte und Ansprüche an den
Landschaftsplan als Instrument, als auch zur Informati-
on über das Verfahren und die Beteiligungsmöglich-
keiten. Ihre Vorstellungen, Ideen und Wünsche können
die Bürgerinnen und Bürger in speziellen Bürgerver-
sammlungen, Arbeitsgruppen und Diskussionsforen
einbringen. In beiden Formen spielt der Anspruch der
Bürgerzufriedenheit eine ebenso große Rolle wie die
Hoffnung „neue”, vom traditionellen Verfahren losge-
löste Handlungsansätze und Sichtweisen in den Auf-
stellungsprozess einfließen zu lassen.

Ergebnisse des Workshops „Raum und Struktur -

haushalten und entwickeln”

Die folgenden Maßnahmen wurden von den Teilnehme-
rinnen und Teilnehmern des Workshops „Raum und
Struktur - haushalten und entwickeln” in Bezug auf das
weitere Vorgehen diskutiert. Die an Stellwänden doku-
mentierten Diskussionsergebnisse des Workshops sind
in den Abbildungen auf Seite 17 und 18 dargestellt. 

Interkommunale Kooperation

Interkommunale Kooperation soll nach Meinung der
Teilnehmerinnen und Teilnehmer des Workshops
„Raum und Struktur - haushalten und entwickeln” vor
allem im Bereich der Stadt- und Gemeindeentwick-
lungsplanung, Flächennutzungsplanung und der Ver-
waltung stattfinden. Die Kooperationen sollen projekt-
und problembezogen stattfinden. Weiche Kooperatio-
nen, durch die Vertrauen aufgebaut werden kann, sind
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2 Den Interaktiven Landschaftsplan erstellt die Stadt Königslutter am Elm in Zusammenarbeit mit der Universität Hannover im Rahmen eines Entwicklungs- und Erprobungsvorhabens
(E+E-Vorhaben). Das E+E-Vorhaben fördern das Bundesamt für Naturschutz (BfN) mit Mitteln des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit und das Land
Niedersachsen.



den harten Kooperationen, also dem Zwang zur Koope-
ration, vorzuziehen. Win-Win-Situationen werden ver-
mutlich vor allem bilateral zu finden sein. Die interkom-
munale Kooperation betrifft vor allem Politik und
Verwaltung. Bei interkommunalen Konflikten sollte der
ZGB vermitteln bzw. moderieren. Ein horizontaler Fi-
nanzausgleich in der Region ist wünschenswert. Der Re-
gionalplanung messen die Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer eine hohe Bedeutung für die übergreifende
Planung bei.

Bestandsumbau und Bestandsrückbau

Den Bestandsumbau und den Bestandsrückbau erach-
ten die Teilnehmenden als Bereiche, die in Zukunft sehr
bedeutsam sein werden. Deswegen müssen die Kom-
munen sich mit ihnen beschäftigen. Um herauszufinden
wie mit diesen Themen umgegangen werden kann,
sollten Pilotprojekte durchgeführt werden. Für den länd-
lichen Raum stellt sich die Samtgemeinde Hankensbüt-
tel hierfür zur Verfügung.

Regionale Netze für den nicht-motorisierten Verkehr

Um ein regionales Netz für den nicht-motorisierten Ver-
kehr zu schaffen, muss dieses zunächst einmal geplant
werden. Hierfür sollte zunächst überlegt werden, 
welche Wege regional bedeutsam sind. Im weiteren
Verlauf müssen Karten erstellt, die Wege beschildert
und die Finanzierung geklärt werden. Eine Prioritäten-
setzung muss erfolgen. Nach den Vorstellungen der
Teilnehmenden sollte als erste Stufe ein vorläufiges
Netz auf vorhandenen Trassen geschaffen werden, für
die der Ausbaubedarf geklärt wird. Wenn dieses Netz
mit Karten und Beschilderung vorhanden ist, wird dann
in einer zweiten Stufe ein optimiertes Netz geplant.
Auch hierfür soll zunächst der Aus- und Neubaubedarf
geklärt werden, bevor die Beschilderung und die Erstel-
lung von Karten erfolgen können. Zuschüsse werden
nach Prioritäten beantragt. 
Das regionale Rad- und Fußwegenetz soll nach Auf-

fassung der Beteiligten gemeinsam vom ZGB und den
Kommunen geplant und umgesetzt werden. Es sollte
als Projekt gehandhabt und an ein Büro vergeben 
werden. Die genaue Trägerschaft muss noch geklärt
werden. In die Umsetzung sollte auch die Tourismus-
branche mit eingebunden werden, da auch diese ein 
Interesse an einem gut ausgebauten regionalen Rad-
und Fußwegenetz hat. Als Zeitplan stellen sich die Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer vor, die Planung für das
Netz bis Ende 2004 zu beenden und ab 2005 dann die
Umsetzung voranzutreiben.

Beteiligung über das Internet

Bei dem Thema Bürgerbeteiligung über das Internet
ging es den Teilnehmenden nicht nur um die reine 
Planungsbeteiligung, sondern darum, ein regionales
Portal zu schaffen, dass z.B. auch die Gemeinden 
nutzen können. Die Beteiligung war jedoch dennoch
wichtiges Thema und es wurde vorgeschlagen, zusam-
men mit der FH Wolfenbüttel eine Initiative zur Internet-
beteiligung ins Leben zu rufen. Die Teilnehmenden 
halten ein gemeinsames flächendeckendes System der
Region für die Auftritte der Kommunen für sehr wichtig.
Dies könnte durch den ZGB eingeführt werden. Dadurch
könnte auch das e-government in der Region imple-
mentiert werden. Eine Initiative hierzu ins Leben zu 
rufen – durch ZGB, Kommunen und Wissenschaft – 
sehen die Teilnehmerinnen und Teilnehmer als kurz-
fristiges Ziel an, während mittel- und langfristig die 
Umsetzung ins Auge gefasst werden sollte. Hierzu soll
dann gehören gemeinsame Kapazitäten zu schaffen , 
einen Arbeitskreis “E-government” ins Leben zu rufen
und ein Internetportal für die gesamte Region zu schaf-
fen.

Mitwirkung der Bürgerinnen und Bürger bei der 

kommunalen Planung

Auch für die Mitwirkung der Bürgerinnen und Bürger
bei der kommunalen Planung sehen die Teilnehmenden
große Chancen durch das Internet. Es sollten hierbei
Projekte mit direkter Bürgerrelevanz ausgesucht wer-
den. Die Interaktivität ist bei solchen Internetangeboten
sehr wichtig. Es gibt die Möglichkeit geschlossene oder
offene Internetforen anzubieten, d.h. es können entwe-
der nur bestimmte Gruppen ihre Meinung äußern oder
wirklich alle Bürgerinnen und Bürger. Letztendlich wird
von den Teilnehmenden ein Internetforum wie eine
klassische Beteiligung angesehen. Deswegen sollten
die Kommunen keine Berührungsängste haben. Es
muss allerdings beachtet werden, dass im Internet die
Gefahr der Manipulation gegeben ist. 
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Einbindung der Landwirte in die Landschaftspflege

Die Landwirte sollen nach Ansicht der Teilnehmerinnen
und Teilnehmer derart in die Landschaftspflege mit 
eingebunden werden, dass bei der Planung eine früh-
zeitige Kommunikation vonseiten der Kommunen und
Landkreise mit den Landwirten stattfindet und dass den
Landwirten für die Landschaftspflege eine Mindest-
honorierung als Anreiz geboten wird.

Produktion von nachwachsenden Rohstoffen

Die Landwirtschaft kann Raps für Biodiesel, Öllein für
die Farbenindustrie und Pflanzen, deren Fasern für 
Heizzwecke verwendet werden können, anbauen.

Produkte aus ökologischem Anbau

Um Produkte aus ökologischem Anbau in der Region zu
fördern, schlagen die Teilnehmenden zum einen vor, die
Bevölkerung über die regionalen Produkte aufzuklären.
Zum anderen sollte ein regionales Vermarktungskon-
zept entwickelt werden, indem der Bedarf an ökologisch
angebauten Produkten bei der Bevölkerung festgestellt
wird. Daneben sollte überprüft werden, ob es Defizite in
der Region gibt und ob die regionale Produktion auf
diese Produkte umgestellt werden kann. Abnehmer der
regionalen Produkte könnten vor allem Institutionen
wie Hotels, Krankenhäuser oder Altersheime sein, aber
auch Supermärkte und private Verbraucher.
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Regionales Marketing

Zum Bereich Regionales Marketing wurde betont, dass
die regionale Wirtschaft das regionale Marketing als
wichtig erachtet und die Großunternehmen sich als
wichtige Akteure für die Region sehen. Es sollte ein
„Image” der Region geschaffen und auch bekannt ge-
macht werden.



Arbeitsergebnisse der Kleingruppen im Workshop „Raum und Struktur - haushalten und entwickeln”
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Was?

• Interkommunale Koope-

ration bei der Flächen

nutzungsplanung

• Interkommunale Ver-

waltungskooperation

• Bestandsumbau und 

Bestandsrückbau

• Regionale Netze für den

nicht-motorisierten Ver-

kehr (Rad- und Wander-

wege)

Wie genau?

• Projektbezogen, problembe-
zogen

• Interkommunale Stadt-/Gemein-
deentwicklungsplanung

• „Weiche“ Kooperation vor 
„harten“ Kooperationen

• Horizontaler Finanzausgleich in 
der Region

• Pilotprojekt für den ländlichen 
Raum in der Samtgemeinde 
Hankensbüttel

Erfassung und Planung eines 
regionalen Netzes
• Ausbaubedarf
• Neubaubedarf (Lücken-

schließung)
• Beschilderung und Karten (und 

Internet)
Umsetzung
• Prioritäten setzen

[A]
• Vorläufiges Netz auf vorhande-

nen Trassen
• Ausbaubedarf klären
• Beschilderung und Karten
• -> Finanzierung klären

[B]
• Optimiertes Netz planen
• Neu-/Ausbaubedarf klären
• Beschilderung und Karten (und 

Internet)
• -> Finanzierung klären

• Zuschüsse (z.B. Gemeindever-
kehrsfinanzierungsgesetz) für 
regionales nach Prioritäten 
beantragen!

• Durchschlagskraft durch Ab-
stimmung!

• Unterhaltung organisieren 
-> Träger?

Wer?/ Mit wem?

• „Win-win-Situation“ v.a. 
bilateral

• Verwaltung und Politik
• Moderation Vermittlung 

z.B. durch ZGB bei inter-
kommunalen Konflikten

• Tourismus einbinden
• ZGB + Kommunen = 

PROJEKT 
->Vergabe (Büro)

• Eigentümerabstimmung

Finanzen/Zuschüsse
• Antragsteller?
• Welcher Zuschusstopf?
• [A] 1 Antragsteller (ZGB?)
• [B] Prioritätenliste

-> Jahresplan
-> Antragskoordinierung

Bis wann?

• Laufend

• Planungs-
phase bis 
Ende 2004

• Umsetzung
ab 2005 
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Was?

• Internet für Bürgerbe-

teiligung in der Stadt- 

und Regionalentwick-

lung, z.B. durch inter-

aktive Landschafts-

planung

• Mitwirkung der Bürger 

bei der Planung

• Einbindung der 

Landwirte in die 

Landschaftspflege

• Produkte aus öko-

logischem Anbau

• Regionales Vermark-

tungskonzept ent-

wickeln

• Nachwachsende 

Rohstoffe

• Regionales Marketing

Wie genau?

• Flächendeckendes System ZGB
• Gemeinden können Portal 

nutzen 
• Z.B. www.region-braunschweig.de, 

regionales Portal
• Voraussetzung schaffen
• Strukturierung der Außen-

darstellung übers Internet
• Zentrale Impulsgebung von 

e-government in der Region
• Einheitliche Software
• Gemeinsame Kapazitäten 

schaffen
• Arbeitskreis e-government 

in der Region

• Bürgerbeteiligung oder 
Meinungsbild der Bürger

• Projekte mit direkter Bürger-
relevanz 

• Plan-Entwurf ins Internet
• Offene/geschlossene 

Diskussionsforen

• Rechtzeitige Kommunikation bei
der Planung mit den Landwirten

• Mindesthonorierung als Anreiz

• Aufklärung der Bevölkerung 
über regionale Produkte

• Bedarf bei der Bevölkerung fest-
stellen

• Defizite in der Produktion?
• Produktion auf Defizite um-

stellen
• Regionale Verarbeitung und 

Verkauf

• Raps zu Biodiesel
• Öllein/Farbenindustrie
• Fasern zu Heizzwecken

Wer?/ Mit wem?

• ZGB und Kommunen und
Wissenschaft

• Wertung durch Rat und 
Verwaltung

• Kommunen, Landkreise 
und Landwirte

• Institutionen z.B. Hotels/ 
Gastgewerbe, Kranken-
häuser, Altenheime, Kin-
dergärten

• Private Verbraucher
• Supermärkte

Bis wann?

• Initiative 
kurzfristig

• Umsetzung 
mittelfristig



Workshop „Zukunft durch Wissen - 

erfahren und innovativ”

Impulsreferat 

Regionale Verbund-

ausbildung 

Herr Helsinger (PPS)

Die Personal-, Produktions- und Servicegesellschaft
mbH (PPS) ist ein Dienstleistungsanbieter der Salzgitter
AG, der neben sieben anderen Servicebereichen (unter
anderem in den Bereichen Arbeitsmedizin und -sicher-
heit, Veranstaltungsmanagement, Sicherheitsdienst)
auch einen Bildungssektor umfasst. Dieser bietet neben
verschiedenen Weiterbildungsmöglichkeiten auch eine
regionale Verbundausbildung an. In den Bereichen 
Metalltechnik, Elektrotechnik, IT und kaufmännische
Verwaltung können regionale Betriebe und Unterneh-
men eine Voll- bzw. Teilverbundausbildung mit der PPS
vereinbaren, d.h. die PPS übernimmt die kompletten,
auf den jeweiligen Bedarf des Unternehmens abge-
stimmten Ausbildungsabschnitte. Dadurch ermöglicht
sie Betrieben und Unternehmen der Region, gezielt 
entsprechend ihres Bedarfs auf hohem qualitativem 
Niveau auszubilden, auch wenn die betrieblichen 
Möglichkeiten keine selbstständige Ausbildung ermög-
lichen. Die insgesamt rund 600 Auszubildenden der PPS
stammen vorwiegend aus dem eigenen Hause (der PPS
sowie der Salzgitter Stahl GmbH), ca. 20-30 Auszubil-
dende kommen von 15 bis 20 externen Firmen durch
das Ausbildungsangebot hinzu. Der räumliche Schwer-
punkt der unternehmensübergreifenden Ausbildung
liegt im westlichen Teil der Region Braunschweig, im
Dreieck zwischen Wernigerode, Peine und Braun-
schweig. 

Impulsreferat 

Von der Region lernen – In der Region lernen – 

Eine lernende Region (VIEL)   Frau Oesten (reson)

Mit dem Projekt „Von der Region lernen – In der Region
lernen – Eine lernende Region” (VIEL) beteiligt sich die
Region Braunschweig auf Initiative von reson (Regiona-
le Entwicklungsagentur Südostniedersachsen) an dem

vom BMBF und der EU geförderten Programm „Lernen-
de Regionen – Förderung von Netzwerken”. Mit VIEL
soll die Lernkultur verbessert werden. Ziel ist, bedarfs-
gerechte Angebote für selbstverantwortlich lernende
Bürgerinnen und Bürger sowie für Betriebe, Verwaltun-
gen, Schulen, Hochschulen und Weiterbildungseinrich-
tungen als lernende Organisationen zur Verfügung zu
stellen. Seit Mitte 2002 befindet sich VIEL in einer vier-
jährigen Umsetzungsphase, in der fünf Vorhaben die
Zusammenarbeit innerhalb von VIEL prägen:
Jährlich werden regionale Bildungskonferenzen von 
reson vorbereitet und durchgeführt. Zu den Inhalten
zählen die Bildung in der lernenden Organisation, die
Entwicklung der Lernkultur und die Bildung regionaler
Profile in Forschung und Technik.
Die Arbeitsstelle für selbstgesteuertes Lernen befindet
sich noch im Aufbau. Sie entwickelt Ansätze zur Unter-
stützung eigenverantwortlichen Lernens in der Region
und soll zur Entwicklung neuer Lernkonzepte beitragen. 
Das Intermediäre Management basiert auf der Koopera-
tion von Kommunen, Wirtschaft und Bürgerschaft. 
Intergenerative und interkulturelles Lernen bildet den
Schwerpunkt dieses Teilvorhabens.
Das vierte Vorhaben, das Weiterbildungsnetz Lernende
Kleinere und Mittlere Unternehmen (KMU) dient der
Verbesserung der Weiterbildungsangebote für kleine
und mittlere Unternehmen, um die Akzeptanz und den
Nutzungsgrad der Weiterbildung deutlich zu steigern
und so dem zukünftigen Bedarf an Qualifikationen ge-
recht zu werden. Auch dieses Vorhaben befindet sich
noch in der Aufbauphase. 
Zur Vernetzung der Akteure in der Region dient der
VIEL-Server. Er stellt die zentrale Datenbank für die ver-
schiedenen Anwendungsanforderungen der Projekte
dar. 

Ergebnisse des Workshops „Zukunft durch Wis-

sen - erfahren und innovativ”

Die folgenden Maßnahmen wurden von den Teilnehme-
rinnen und Teilnehmern des Workshops „Zukunft durch
Wissen - erfahren und innovativ” in Bezug auf das 
weitere Vorgehen diskutiert. Die an Stellwänden doku-
mentierten Diskussionsergebnisse des Workshops sind
in den Abbildungen auf Seite 21 und 22 dargestellt. 

Regionales Qualifizierungsnetzwerk

Für ein regionales Qualifizierungsnetzwerk sollte nach
Meinung der Teilnehmenden des Workshop „Zukunft
durch Wissen - erfahren und innovativ” bis Ende 2004
vorhandene Ansätze in der Region transparent gemacht
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und ausgebaut werden. Hierfür ist auch die Kommuni-
kation untereinander zu verbessern und die Akteure
sollten vernetzt werden. Akteure sind hier vor allem die
Bezirksregierung, VIEL, die IHK und die HWK. Eine Zerti-
fizierung der Weiterbildung ist anzustreben.

Weiterbildung für Jedermann

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer schlagen vor, 
Weiterbildung privat durch ehrenamtliche Dienste anzu-
bieten. Eine Idee ist, hierfür eine „Lern-Tausch-Börse”
einzurichten. Um dies umsetzen zu können, muss das
Erwachsenenbildungsgesetz erweitert werden. Die Wei-
terbildung soll bezahlbar bleiben. Wichtige Akteure
hierfür sind die Kommunen, die auch sofort handeln
sollten.

Experten-Pool „Qualifizierung von Älteren”

Ein weiterer Vorschlag ist, ältere Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer von der Arbeit freizustellen, damit
sie andere qualifizieren können. Offen ließen die Teil-
nehmenden die Frage der Finanzierung. Als mögliche
Finanzierer wurden der Staat, die Unternehmen, 
ggf. Kommunen, Arbeitsämter oder Gewerkschaften 
genannt.

Wissenstransfer zwischen Alt und Jung

Der Wissenstransfer zwischen Alt und Jung sollte nach
Meinung der Teilnehmerinnen und Teilnehmer in Quali-
fizierungsverbünden stattfinden. Daran teilnehmen darf
und kann jeder, denn jeder ist Experte für etwas, so 
können z.B. die Älteren ihre Erfahrung einbringen und
die Jüngeren ihre EDV-Kenntnisse. Offen blieb die 
Frage, wer dies fordert und fördert. Die Teilnehme-
rinnen und Teilnehmer sehen hier vor allen Dingen die
Kommunen, Gewerkschaften und Arbeitsämter als
wichtige Akteure an. Als Zeitrahmen wird das Jahr 2010
angegeben. Bis dahin sollen die Qualifizierungsver-
bünde geschaffen worden sein.

Qualifizierung aller

Die Qualifizierung aller, also von Ausländern und 
Deutschen wird als gesellschaftliche Aufgabe erachtet.

Alle sollten zur Verantwortung erzogen werden. Dies
muss sowohl in der Familie als auch in der Vorschule
und Schule geschehen. 

Forschung und Entwicklung im Bereich 

nachwachsende Rohstoffe

Um die Forschung und Entwicklung im Bereich nach-
wachsender Rohstoffe in der Region zu stärken, sollten
nach Auffassung der Beteiligten die Leitbilder wie z.B.
die Dreifelderwirtschaft in das Regionale Raumord-
nungsprogramm (RROP) übernommen werden und
Facharbeiter im Bereich nachwachsende Rohstoffe 
qualifiziert werden. Die Qualifizierung könnte durch 
ProQuaduas (Prozess zur Qualitätsverbesserung des
Dualen Systems) übernommen werden, das bereits
heute Projekte wie „Oikos regional” (s.u.) durchführt.
Für die Übernahme der Ideen in das RROP müssten
Schlüsselpersonen aus Landwirtschaft und Raumpla-
nung gewonnen werden. Innovative Lernträger, die es
bereits heute gibt sind z.B. die „Kinder-Uni Zukunfts-
energien Salzgitter” und „Oikos regional”, ein Stahl-
Solar-Gewächshaus als Anschauungsobjekt für den 
Bereich Stahlbau und Elektronik.

Eine weitere Maßnahme ist die Biomasse-Potenzial-
Analyse, die durch das Energie-Kompetenz-Zentrum
realisiert werden soll. 
Als ein Ziel für 2030 wird formuliert, nachwachsende
Rohstoffe als Verbund- und Verpackungsmaterial einzu-
setzen, so dass Müll kompostiert werden kann, statt
verbrannt werden zu müssen. Ein Selbstverpflichtungs-
ziel für die Region kann hier sein, dass mindestens 
25 % des Mülls bis 2030 kompostiert wird. Koopera-
tionspartner sollten verschiedene Akteure der Region
sein wie z.B. VW oder die Kommunen.

Regionales Kommunikationszentrum zum 

„Know-how”-Austausch von Unternehmen

Für das regionale Kommunikationszentrum zum
„Know-how”-Austausch von Unternehmen empfehlen
die Teilnehmerinnen und Teilnehmer die regionale Ziel-
bildung und die regionalen Cluster zu beachten. Als 
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Akteure für die Diskussion und den Anstoß zum Kom-
munikationszentrum sehen die Teilnehmerinnen und
Teilnehmer die Unternehmen sowie die Institute der TU
und der FHs. Die Wolfsburg AG als positives Beispiel
gibt es bereits, das Region-Braunschweig-Projekt läuft
an und die restlichen Ziele sollten nach Ansicht der Teil-
nehmenden baldmöglichst angegangen werden.

Regionales Gewerbestandortsystem im Internet

Das regionale Gewerbestandortsystem sollte ähnlich
wie das Kommunale Standort-Informations-System
Niedersachsen (KomSIS) aufgezogen werden und
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Arbeitsergebnisse der Kleingruppen im Workshop „Zukunft durch Wissen – erfahren und innovativ”

Was?

• Regionales Qualifi-

zierungs-Netzwerk, z.B. 

zur Förderung von quer-

schnittsorientierter 

Ausbildung und 

Verbund-Ausbildung 

sowie Weiterbildung

• Qualifikation mit Zerti-

fikation

• Weiterbildung für 

Jedermann, z.B. 

„Schule im Stadtteil”

• Experten-Pool 

„Qualifizierung von 

Älteren”

• Wissenstransfer 

zwischen Alt und Jung 

(Temporäre Lern-

tandems) im Beruf und 

im Privatleben

• „Qualifizierung von 

Ausländern” und 

„Deutschen”

Wie genau?

• Vorhandenes ausbauen und 
transparent machen

• Datenbank, Internet, 
Kommunikationskonzept

• Niedrigschwellig für privaten 
Bedarf auf ehrenamtlicher 
Grundlage

• Erwachsenenbildungsgesetz 
muss aufgestockt werden

• Bezahlbar bleiben

• Arbeitsgestaltung 
(Demographie)

• Freistellung älterer Arbeitneh-
mer für Qualifizierung anderer

• Wo?: Qualifizierungsverbünde 
• Jung <-> Ältere
• Jede(r) ist Experte für etwas
• Z.B. EDV <-> Erfahrung

• Gesellschaftliche Aufgabe: 
Verantwortungserziehung, 
„Familienerziehung”, Vorschule,
Schule

Wer?/ Mit wem?

• Bezirksregierung
• VIEL
• IHK
• HW

• Lern-Tausch-Börse
• Kommune

• „Ältere”: 55+

• Wer bezahlt?
• Unternehmer, Staat?

• Wer fördert und fordert 
dies?: Kammern, Ge-
werkschaften, Arbeits-
ämter

Bis wann?

• Ende 2004

• Sofort

• 2010

• Gleich

könnte KomSIS 2030plus benannt werden. Die Initial-
zündung für KomSIS ging von der Universität Olden-
burg aus. Für die Pflege und den Ausbau des regiona-
len Netzes sehen die Teilnehmerinnen und Teilnehmer
ZGB, IHK und Regional-Marketing GmbH als geeignete
Akteure. Das regionale KomSIS sollte möglichst bald
beginnen.
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Was?

• Forschung und Entwicklung

im Bereich nachwachsender

Rohstoffe zur Energiege-

winnung und als Basis für 

die Biotechnologie

• Entwicklung neuer 

Antriebstechnologien 

und neuer Verkehrs-

mittel

• Kinder-Uni Zukunfts- 

Energien Salzgitter

• Qualifizierung „Nach-

wachsende Rohstoffe” 

im Bereich Facharbeiter

• „Oikos regional” 

Stahl-Solar-Gewächshaus

• PPS Wolfenbüttel 

und Peine

• Biomasse-Potenzial-

analyse

• Nachwachsende Rohstoffe 

auch als Verbund- und 

Verpackungsmaterial zur 

Abfallvermeidung und 

Recycling von Abfall: 

Kompostierung statt 

Verbrennung

• Regionales Kommunika-

tionszentrum zum 

„Know-how”-Austausch 

von Unternehmen

• Regionales Gewerbe-

standortsystem im Internet

Wie genau?

• Übernahme der Leitbilder
[regionale Dreifelderwirt-
schaft] für das Regionale 
Raumordnungsprogramm 
(RROP)

• Selbstverpflichtungsziele 
z.B. mindestens 25% des 
Mülls wird 2030 kompostiert

• Orientiert an Clustern 
regionale Zielbildung

• a) Siehe Kommunales Stand-
ort-Informations-System 
Niedersachsen (KomSIS)
b) KomSIS 2030plus

Wer?/ Mit wem?

• Stakeholder der Land-
wirtschaft und Raum-
planung

• www.kinder-uni.net

• Pro Quaduas Initiative

• Pro Quaduas
• www.oikos-projekt.de

> Regional

• Energie-Kompetenz- 
Zentrum

• Verschiedene Koopera-
tionspartner, VW, Kom-
munen u.a.

• Unternehmen und 
TU-/ FH- Institute

• a) Initialzündung: 
Uni Oldenburg

• b) Pflege und Ausbau: 
z.B. ZGB, IHK’n, 
Regional Marketing 
GmbH

Bis wann?

• Sofort

• 2030

• Wolfsburg-AG 
läuft

• Braunschweig 
Region-Projekt
beginnt

• Übriges: bald

a) Läuft
b) Bald



Ausblick

Das vom Bundesministerium für Bildung und For-
schung geförderte stadt-regionale Forschungsprojekt
STADT+UM+LAND 2030 ist formal am 30.09.2003 ab-
geschlossen worden. Der breite Untersuchungsansatz,
die vielen beteiligten Akteure und der umfassende 
Forschungsansatz haben insgesamt ganze Kataloge 
von Anregungen, Forderungen, Strategien bis hin zu
konkreten Projektvorschlägen erbracht, die es jetzt in 
einem nächsten Arbeitsschritt zu sichten und zu bewer-
ten gilt.

So ist der Zweckverband Großraum Braunschweig als
Initiator des stadt-regionalen Forschungsprojektes 
dabei, das Regionale Raumordnungsprogramm neu
aufzustellen. Angesichts des demographischen 
Wandels sind sowohl die Ziele der Beschreibenden 
Darstellung wie auch der Zeichnerischen Darstellung
des Regionalen Raumordnungsprogramms zu hinter-
fragen bzw. soweit zu konkretisieren wie es die 
Forschungsergebnisse inhaltlich erlauben. Im Regio-
nalen Raumordnungsprogramm werden gleichermaßen
verkehrliche wie siedlungsstrukturelle oder naturschutz-
fachliche Fragestellungen abgearbeitet, sofern sie denn
raumwirksam sind.

Darüber hinaus hat nach § 13 des Raumordnungsgeset-
zes des Bundes der Träger der Regionalplanung auf die
Umsetzung der Ziele der Raumordnung hinzuwirken, 
d. h. er hat einen gesetzlichen Initiativauftrag, erkenn-
bare Entwicklungstrends im Zusammenhang mit der 
räumlichen Entwicklung aufzugreifen und im Rahmen
raumordnerischer Zielsetzungen dazu beizutragen, dass
diese auch umgesetzt werden.

Dies geschieht in vielfältiger Hinsicht, im Regelfall
durch Bildung von Arbeitskreisen, Initiativgruppen oder
Durchführung von Fachforen oder der gezielten An-
sprache regionaler Akteure. Kooperation und regionale
Moderation sind hierbei die wichtigsten methodischen
Ansätze, zur Umsetzung der Ziele der Raumordnung
beizutragen. 

Aktuelle Themenfelder sind hier:
• die Digitalisierung gemeindlicher Flächennutzungs-

pläne, die dazu dient, das Planungsgeschehen in der 
Region insgesamt transparent und nachvollziehbar 
zu gestalten,

• die Erarbeitung eines regionalen alltagstauglichen 
Radwegenetzes, in das die in den Workshops er-
arbeiteten Vorschläge einfließen, 

• die Moderation eines regionalen Agenda 21-Pro-
zesses zur Förderung einer nachhaltigen Stadt- und 
Regionalentwicklung,

• die Initiative zur Entwicklung eines großräumigen 
Freiraumentwicklungskonzeptes, das sowohl den 
siedlungsstrukturellen als auch den naturschutzfach-
lichen Anforderungen der räumlichen Entwicklung 
bis hin zur Gestaltung und Pflege des Landschafts-
bildes gerecht wird sowie 

• die Beteiligung des Zweckverbandes Großraum 
Braunschweig an der neuen „Regional-Marketing 
GmbH“, in der der Zweckverband Großraum Braun
schweig die kommunalen Anteile bündelt als Beitrag 
zu wichtigen identitätsstiftenden Maßnahmen.

Andere Akteure wie die regionale Entwicklungsagentur
für Südostniedersachsen - reson -, die sich z.Z. sehr 
intensiv mit der lernenden Region und damit mit der
Frage des lebenslangen Lernens und der ständigen
Qualifikation als Voraussetzung für ein langes und er-
folgreiches Berufsleben gerade unter der Bedingung
des altersstrukturellen Wandels befasst, sind ein ganz
wesentlicher Faktor zur Sicherung einer positiven Stadt-
und Regionalentwicklung.

Was die Arbeitsmarktentwicklung betrifft, sind Akteure
wie die Wolfsburg AG oder das Region Braunschweig
Projekt, das von Wirtschaft, Kommunen und dem Land
Niedersachsen getragen wird, von außerordentlicher
Bedeutung für die zukünftige Entwicklung der Region.
Im kulturellen Bereich steht die Braunschweigische
Landschaft e.V. als weiterer regionaler Akteur zur Ver-
fügung sowie die regionalen Tourismusverbände, die
insgesamt im Großraum Braunschweig eine funktionie-
rende Kooperationskultur entwickelt haben.

Auf dem Verkehrssektor, insbesondere was den öffent-
lichen Personennahverkehr betrifft, ist der Zweckver-
band Großraum Braunschweig als Aufgabenträger für
den öffentlichen Personennahverkehr auf Straße und
Schiene selbst Initiator und Akteur zur Verbesserung
des Angebots in der Region und wird sich auch für die
Umsetzung der im Zukunftsdialog formulierten Ziele
nach Kräften einsetzen. Der zweite Nahverkehrsplan des
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Zweckverbandes Großraum Braunschweig befindet sich
gerade in der Umsetzung, der Tarifverbund - letztlich
vom Zweckverband initiiert - feierte seinen 5. Geburts-
tag. Qualitätsverbesserungen, Taktverbesserungen,
Fahrplanverbesserungen, stärkere Abstimmung mit den
unterschiedlichen Verkehrsträgern sowie eine verbes-
serte Öffentlichkeitsarbeit sind Haupttätigkeitsfelder im
Sektor umweltgerechte Mobilitätsbewältigung.

Zu diesen institutionalisierten Akteuren kommen noch
die Beteiligten aus dem stadt-regionalen Dialog, aus
dem Expertendialog und dem Bürgerdialog hinzu, die
alle ihre weitere Mitwirkungsbereitschaft insbesondere
an der Diskussion um die Umsetzung der formulierten
Leitbilder signalisiert haben. Gerade diese „informel-
len“ Akteure und deren Arbeitsergebnisse haben ganz
maßgeblich zu deren Akzeptanz im politischen Raum
beigetragen. Also gilt es, dieses Potenzial weiter zu 
beteiligen, zu hören und in die Entwicklungsprozesse
einzubeziehen.

Somit kann aus heutiger Sicht festgestellt werden, dass
sowohl der Zweckverband Großraum Braunschweig mit
seiner raumordnerischen und verkehrlichen Kompe-
tenz, die regionale Entwicklungsagentur Südostnieder-
sachsen, die Braunschweigische Landschaft als wich-
tiger Kulturträger, die regionalen Tourismusverbände
und die arbeitsmarktfördernden Kooperationen von
Wirtschaft, Kommunen und Land insgesamt die Stadt-
und Regionalentwicklung auch unter den langfristigen
Gesichtspunkten unterstützen und voranbringen wol-
len. Sie finden dabei die Unterstützung einer interes-
sierten Öffentlichkeit.

Somit ist die Region sehr gut aufgestellt und das stadt-
regionale Forschungsprojekt STADT+UM+LAND 2030
hat zusätzliche Aktionsfelder eröffnet, weitere Hand-
lungsnotwendigkeiten aufgezeigt und Leitbilder for-
muliert, zu deren Erreichung oder Umsetzung die 
vorgenannten Akteure bereits heute durch ihr unmittel-
bares Handeln und Agieren beitragen.
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Zweckverband Großraum Braunschweig

Frankfurter Str. 2, 38122 Braunschweig

Telefon: (05 31) 2 42 62-0 

Telefax: (05 31) 2 42 62-40

E-Mail: zgb@zgb.de

KoRiS - Kommunikative Stadt- und 

Regionalentwicklung

Vahrenwalder Str. 7, 30165 Hannover 

Telefon: (05 11) 93 57-150 

Telefax: (05 11) 93 57-152

E-Mail: info@koris-hannover.de

Das Vorhaben STADT+UM+LAND 2030 wird unterstützt durch:

In der Schriftenreihe „Beiträge zu STADT+UM+LAND 2030” sind bisher erschienen:

Heft 1 Ideenskizze STADT+UM+LAND 2030 Region Braunschweig

Heft 2 Vorhabenbeschreibung STADT+UM+LAND 2030 Region Braunschweig

Heft 3 STADT+UM+LAND 2030 Region Braunschweig: Das Projekt stellt sich vor

Heft 4 Zukunftskonferenz STADT+UM+LAND 2030 Region Braunschweig

Heft 5 Bürgergutachten STADT+UM+LAND 2030 Region Braunschweig

Heft 6 Expertenworkshops STADT+UM+LAND 2030 Region Braunschweig

Heft 7 Leitbilder STADT+UM+LAND 2030 Region Braunschweig

Band 8 Abschlussbericht zum Forschungsprojekt STADT+UM+LAND 2030 Region Braunschweig 

Band 9 Abschlussbericht Forschungsfeld Arbeits-Stadt-Region 2030

Band 10 Abschlussbericht Forschungsfeld Wohn- und Versorgungs-Stadt-Region 2030

Band 11 Abschlussbericht Forschungsfeld Stadt-Landschaft 2030

Band 12 Abschlussbericht Forschungsfeld Mobilitäts-Stadt-Region 2030

Band 13 Abschlussbericht Forschungsfeld Kooperative Stadt-Region 2030

Heft 14 Zukunftsforum STADT+UM+LAND 2030 Region Braunschweig




